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Sachverhalt (Kopie)

Ernst (*1960) und Erna (*1964) hatten 1992 geheiratet. Beide übten nach Eheschluss ihren angestammten Beruf weiter aus. Die Ehe blieb kinderlos. 1997 entschlossen sich die Ehegatten – nachdem sie festgestellt hatten, dass sie auf natürlichem Wege keine Kinder bekommen konnten – zu einer so genannten homologen In-vitro-Fertilisation (bei welcher die Eizelle der Frau ausserhalb ihres Körpers mit Sperma ihres Ehemannes befruchtet und später in die Gebärmutter der Frau implantiert werden sollten). Drei solche Implantationen im Verlaufe Winter/Frühjahr 1998/99 verliefen erfolglos. Im Februar 1999 lernte Ernst am Arbeitsplatz Erika (*1970) kennen; bald darauf gab er Erna zu verstehen, dass er mit weiteren Implantationsversuchen nicht mehr einverstanden sei. Anfang Mai 1999 trennten sich Ernst und Erna. Ein letzter Implantationsversuch – kurz nachdem Ernst die Erklärung abgegeben hatte, mit weiteren Versuchen nicht mehr einverstanden zu sein, aber noch vor der Trennung – war erfolgreich und führte anfangs Januar 2000 zur Geburt von Tanja. Erna gab auf Ende 1999 ihren Beruf auf und widmete sich seither der Betreuung von Tanja. Nachdem Ernst bereits im Sommer 1999 zu Erika gezogen war, leitete Erna im Herbst 1999 eine Scheidungsklage ein. In diesem Verfahren ist die Unterhaltspflicht streitig: Ernst macht geltend, Erna habe ihre Unterhaltsbedürftigkeit durch die von ihm nicht mehr gewünschte Empfängnis mutwillig herbeigeführt und ohne absolut zwingenden Grund ihre Arbeitsstelle gänzlich aufgegeben. Erna stellt sich demgegenüber auf den Standpunkt, die mit Ernst abgesprochene Familienplanung in einem Zeitpunkt noch weitergeführt zu haben, als für sie keineswegs schon absehbar gewesen sei, dass sich Ernst in krasser Verletzung seiner ehelichen Treuepflicht einer anderen Frau zuwenden würde.

Was lässt sich über die jeweiligen Parteienstandpunkte vorbringen? Wie würden Sie den Fall entscheiden?

Im Mai 2001 bringt Erika den Sohn Dirk zur Welt. Ernst anerkennt seine Vaterschaft und macht im Scheidungsverfahren geltend, nunmehr unmöglich noch Beiträge für Erna aufbringen zu können; bereits Erika müsse weiterhin einer Teilzeitarbeit nachgehen.

Tragweite dieser Entwicklung?
Literaturverzeichnis

Lehrbücher und Monographien

Breitschmid Peter, System und Entwicklung des Unterhaltsrechts, Aktuelle Juristische Praxis (AJP), 7/1994, Seiten 835 ff.

Frank Richard, Die künstliche Fortpflanzung beim Menschen im geltenden und im künftigen Recht, Zürich 1989

Hausheer Heinz/Geiser Thomas/Kobel Esther, Das Eherecht des Schweizerischen Zivilgesetzbuches, Bern 2000

Hegnauer Cyril, Grundriss des Kindesrechts und des übrigen Verwandtschaftsrechts, 5. Auflage, Bern 1999

Hegnauer Cyril/Breitschmid Peter, Grundriss des Eherechts, 4. Auflage, Bern 2000

Hinderling Hans/Steck Daniel, Das schweizerische Ehescheidungsrecht unter besonderer Berücksichtigung der Rechtssprechung und des Expertenentwurfs der Scheidungsrevision, 4. Auflage, Zürich 1995

Riemer Hans Michael, Personenrecht des ZGB, Bern 1995

Kommentare

Sutter Thomas/Freiburghaus Dieter, Kommentar zum neuen Scheidungsrecht, Zürich 1999

Schwenzer Ingeborg, Praxiskommentar Scheidungsrecht, Basel 2000

Fallösung

1. Entstehung des Kindesverhältnisses

1.1 Entstehung des Kindesverhältnisses zur Mutter

Die Geburt offenbart unmittelbar und eindeutig die Abstammung des Kindes von der Mutter. Demgemäss entsteht das Kindesverhältnis zwischen dem Kind und der Mutter seit Alters von Gesetzes wegen mit der Geburt  (Art. 252 Abs. 1 ZGB
).  Das Kindesverhältnis zur Mutter folgt ohne Weiteres und zwingend der Abstammung, so dass eine rechtliche Anerkennung des Kindes durch die Mutter weder nötig noch zulässig ist. Im Falle von Erna liegt aber die besondere Situation der homologen In-vitro-Fertilisation (IVF) im Sinne von Art. 2 lit. a FMedG
 vor, welche jedoch gemäss Art. 3 FMedG unerheblich ist, sofern das Kindeswohl gewährleistet ist, wovon gemäss dem Sachverhalt ausgegangen werden kann. Nach Art. 3 Abs. 2 lit. a FMedG darf die medizinisch unterstütze Fortpflanzung nur bei Paaren angewendet werden, zu welchen ein Kindesverhältnis im Sinne der Art. 252–263 ZGB  begründet werden kann. Die Geburt von Tanja im Januar 2000 begründet demnach  das Kindesverhältnis zu Erna.

1.2 Entstehung des Kindesverhältnisses zum Vater

Aus dem geschilderten Sachverhalt kann davon ausgegangen werden, dass die Ehe zwischen Ernst und Erna nach Art. 99 ff. ZGB geschlossen wurde und demzufolge rechtmässig ist.

Ist ein Kind während der Ehe geboren worden, so gilt gemäss Art. 255 Abs. 1 ZGB der Ehemann als Vater. Es handelt sich um eine Rechtsvermutung. Ihre Basis ist die Tatsache, dass die Ehefrau das Kind geboren hat. Daran knüpfen entsprechend dem Wesen der Ehe als umfassende und ausschliessliche Lebensgemeinschaft die Tatsachenvermutung an, dass der Ehemann - und  nur er - der Mutter beigewohnt und somit das Kind gezeugt hat. Die Aufhebung des gemeinsahmen Haushaltes (Art. 175 ff. ZGB)  von Ernst und Erna im Sommer 1999 berührt diese Rechtsvermutung nicht
. Bei einer Geburt während der Ehe ist der Zeitunkt der Zeugung gleichgültig. Ernst würde sogar dann als Vater gelten, wenn Erna das Kind von einem Dritten empfangen hätte
. 

Das Kindesverhältnis von Tanja zu Ernst tritt also zu demjenigen von Erna hinzu; es ist insofern von diesem abgeleitet und sekundär.  Ernst gilt auch als Vater, wenn ein Fortpflanzungsverfahren im Sinne von Art. 2 lit. a FMedG angewendet worden ist. Zur Problematik des heterologen Verfahrens wird in diesem Fall nicht eingegangen, da es sich um ein homologes Verfahren handelt.

1.3 Fazit zur Entstehung des Kindesverhältnisses

Das Kindesverhältnis von Tanja zu Erna entsteht mit der Geburt. Das Kindesverhältnis zwischen Ernst und Tanja entsteht darauf als Reflexwirkung der Ehe mit der Mutter und zwar von Gesetzes wegen; zugleich mit dem Kindesverhältnis zur Mutter.

2. Unterhaltspflicht gegenüber dem Ehegatten

Mit der Scheidung entfällt die Pflicht zur gemeinsamen Sorge im Sinne von Art. 163 ZGB. Indessen sind ehebedingte Nachteile auszugleichen. Nachehelicher Unterhalt hat seine Rechtfertigung im Schutz des Vertrauens darauf, dass sich ein Scheitern der Ehe nicht nur zum Nachteil eines Gatten auswirkt. Der Unterhalt umfasst neben den Grundbedürfnissen der Nahrung, Kleidung, Wohnung, Körper- und Gesundheitspflege auch die  Befriedigung kultureller Bedürfnisse sowie die Absicherung gegen verschieden Risiken, wie Unfall, Krankheit und Alter. Weiter zählen zum Unterhalt gewisse öffentliche Abgaben und Steuern
.

Der Sinn von Art. 125 ZGB ist es, dass die Eheleute die Folgen der in der Ehe gewählten Aufgabenteilung gemeinsam tragen. Die ehebedingten Nachteile sollen ausgeglichen werden, so dass nach der Scheidung jeder seinen Unterhalt selbst bestreiten kann. Ist ihm dies nicht zumutbar, so hat ihm der andere einen „angemessenen Beitrag“ zu leisten. 

Grundsätzlich geht aus Art. 125 Abs. 1 ZGB hervor, dass bei einer Scheidung primär kein Unterhalt zu leisten ist
. Jeder Geschiedene hat nach der Scheidung für seinen eigenen Unterhalt selbst aufzukommen. Nur wenn es für einen Ehegatten unzumutbar ist, seinen Unterhalt unter Einschluss einer angemessenen Altersvorsorge selbst zu bestreiten, hat der andere Unterhalt zu leisten. Der Unterhalt dient aber höchstens dazu dem Unterhaltsberechtigten die Fortführung des letzten gemeinsamen Lebensstandards zu ermöglichen
. Mit dieser Regelung verankert das Scheidungsrecht den Grundsatz der Selbstverantwortung im Rahmen der Eigenversorgungskapazität. Der geschiedene Ehegatte, der während der Ehe seine Erwerbstätigkeit aufgegeben hat, wird nicht zur Wiederaufnahme einer solchen gezwungen. Nur wenn die Möglichkeit zur Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit bejaht wird, kann dem Unterhaltsberechtigten ein hypothetisches Einkommen angerechnet werden
. Dieses entspricht dem Einkommen, das er mit gutem Willen erzielen könnte.

2.1 Voraussetzungen eines Unterhaltsbeitrages

In Art. 125 Abs. 2 ZGB werden exemplifizierend objektive, teils bedarfs-, durchwegs aber nicht verschuldensorientierte Kriterien zum Entscheid genannt, namentlich ob und gegebenenfalls in welcher Höhe und für welche Dauer ein Beitrag zu leisten ist. Im Fall von Ernst und Erna muss anhand dieser aufgeführten Kriterien, die von Lehre und Rechtssprechung bereits unter dem alten Recht entwickelt wurden, geprüft werden, ob die geschiedene Ehefrau Anspruch auf Unterhalt hat und wenn ja, in welcher Höhe. 

Art. 125 Abs. 2 ZGB nennt nur Beispiele. Die einzelnen Aspekte sind nach ihrer Bedeutung im konkreten Fall zu gewichten. Wirtschaftliche Nachteile sind aber nur dann auszugleichen, wenn sich die Ehe lebensprägend auf einen Ehepartner ausgewirkt hat. 

Ernst und Erna übten auch nach ihrer Heirat die angestammten Berufe aus bis sie sich nach 7 Jahren trennten. Aus der Ehe ist ein Kind hervorgegangen, daher ist die Ehe als lebensprägend zu qualifizieren. Würde man die Dauer der Ehe allein betrachten, wäre dies eher zu verneinen
. Der Sachverhalt macht keine Angaben zur Lebensstellung während der Ehe, der Gesundheit der Ehegatten und zum Einkommen und Vermögen sowie zu den Erwerbsaussichten und den Anwartschaften aus der eidgenössischen Alters- und Hinterlassenenversicherung und aus der beruflichen Vorsorge oder einer anderen privaten oder staatlichen Vorsorge. Daher können diese Kriterien im konkreten Fall nicht berücksichtigt werden.

Die nacheheliche Beteiligung an der Bewältigung ehebedingter Nachteile setzt voraus, dass nach den konkreten Umständen einem Ehegatten nicht zuzumuten ist, für den ihm gebührenden Unterhalt unter Einschluss einer angemessenen Altersvorsorge aufzukommen (Art. 125 Abs. 1 ZGB). Für die Zumutbarkeit im Sinne von Art. 125 Abs. 1 ZGB, für den Unterhalt (ausschliesslich) selbst aufzukommen, ist allein die Eigenversorgungsfähigkeit massgebend, nicht aber ein allfälliges Verschulden des Berechtigte am Scheitern der Ehe. 

Es ist daher für die Unterhaltspflicht nicht entscheidend, ob die krasse Verletzung der ehelichen Treuepflicht von Ernst zum Scheitern der Ehe geführt hat oder nicht. Es wäre höchstens zu prüfen, ob das Verschulden von Ernst anderweitige rechtliche Konsequenzen hätte.

Ein solches Verschulden ist nur im Rahmen von Art. 125 Abs. 3 ZGB zu berücksichtigen. Deshalb kann selbst bei einer Scheidung wegen Unzumutbarkeit (Art. 115 ZGB) Unterhalt nach den Kriterien von Art. 125 Abs. 2 ZGB geschuldet werden.

2.2 Verweigerung oder Kürzung der Unterhaltspflicht

2.2.1 Allgemeines zur Verweigerung oder Kürzung

Mit Art. 125 Abs. 3 ZGB soll denjenigen Konstellationen Rechnung getragen werden, bei denen aufgrund der objektiven Kriterien von Art. 125 Abs. 1 und 2 ZGB (siehe oben) an sich ein Unterhaltsanspruch bestehen würde, dessen Gewährung jedoch aufgrund bestimmter Umstände dem Gerechtigkeits-empfinden krass zuwiderläuft
. Bei Art. 125 Abs. 3 ZGB muss besonders beachtet werden, dass es sich um eine Ausnahmebestimmung handelt, welche entsprechend restriktiv anzuwenden ist
. 

2.2.2 Mutwilligkeit im speziellen

Der letzte Implantationsversuch wurde nach der Erklärung von Ernst, er sei mit weiteren Implantationsversuchen nicht mehr einverstanden, durchgeführt.

Ernst macht geltend, Erna habe ihre Unterhaltsbedürftigkeit durch die von ihm nicht mehr gewünschte Empfängnis mutwillig herbeigeführt und ohne absolut zwingenden Grund ihre Arbeitsstelle gänzlich aufgegeben.

Nicht jede, sondern nur die mutwillig herbeigeführte Bedürftigkeit erfüllt den Tatbestand von Art. 125 Abs. 3 Ziff. 2 ZGB. Es stellt sich die Frage, wie dieses Qualitätsmerkmal zu konkretisieren ist. Die Mutwilligkeit muss im Gesamtkontext von Abs. 3 als eine Ausnahmebestimmung interpretiert werden. Demnach kann nur vorsätzliches und grobfahrlässiges Verhalten erfasst werden
. Besonders zu beachten ist, dass Ernst am Anfang zu einer IVF sein Einverständnis gegeben und den gemeinsamen Kinderwunsch mitgetragen hatte.

Die ersten drei erfolglosen Versuche machten Ernst und Erna im Winter/ Frühjahr 1998/1999. Zu diesem Zeitpunkt war das FMedG noch nicht in Kraft, daher wird sich der Arzt an die Richtlinien der SAMW
 gehalten haben. Dort wird in Punkt 9 festgehalten: „Die betroffenen Paare müssen über alle Eingriffe und deren Risiken, Erfolgschancen und Kosten informiert werden...“.

Daher wurde Erna informiert, dass die Erfolgschancen bei einem einzelnen IVF-Versuch sehr gering sind. Dies lässt darauf schliessen, dass Erna nicht mutwillig gehandelt hatte, sondern, dass es vielmehr ein verzweifelter Versuch war ein Kind zu kriegen.

Ernst hätte auch die Möglichkeit gehabt, seinen Wunsch mit den Implantationsversuchen aufzuhören, dem Arzt mitzuteilen, wie dies heute in Art. 16 Abs. 3 FMedG verankert ist. 

Aus diesen Gründen kann davon ausgegangen werden, dass Erna kein vorsätzliches und grobfahrlässiges Verhalten unterstellt werden kann. Vielmehr ist darauf hinzuweisen, dass der Kinderwunsch am Anfang von Erna und Ernst zusammen getragen wurde. Diesen Wunsch hat sie dann ohne das Einverständnis von Ernst weiter verwirklichen wollen. Der Wunsch nach Kindern, der ein legitimes Bedürfnis einer jeden Ehefrau ist, fällt in der Schwere nicht unter die von Art. 125 Abs. 3 Ziff. 2 ZGB beschriebenen Fälle. 

Folglich ist kein Tatbestand von Art. 125 Abs. 3 Ziff. 2 erfüllt. 

2.3 Aufgabe der Arbeitsstelle

Gemäss Bundesgericht dauert der Umfang und die voraussichtliche Dauer der Kinderbetreuung bis zur Vollendung des 16. Altersjahres des jüngsten Kindes
.

Weiter ist die Aufnahme einer Teilzeitarbeit der unterhaltsberechtigten Person bereits zumutbar, wenn das Kind mit dem vollendeten 10. Altersjahr dem Kleinkinderalter entwachsen ist
.

Speziell zu beachten sind die weiteren wirtschaftlichen Verhältnisse und Fremdbetreuungsmöglichkeiten (Hort, Kinderkrippe etc.). Wenn diese vorhanden sind, kann bereits ab Schuleintritt verlangt werden, dass einer Teilzeitarbeit nachgegangen wird
. Bei mehreren Kindern, Behinderungen Entwicklungsstörungen und Ähnlichem können sich Verschiebungen ergeben. Bei gemeinsamer Sorge sind gegebenenfalls die Betreuungsanteile zu berücksichtigen.

Nach Art. 159 Abs. 2 und 3 ZGB sind die Eheleute verpflichtet, in gegenseitigem Zusammenwirken für das Wohle der Gemeinschaft zu sorgen. Die Geburt von Tanja bringt Veränderungen in Bezug auf die Arbeitsstellen der Partner mit sich, da mindestens eine Person Tanja betreuen muss. Ernst scheint wie gewohnt seine Arbeitsstelle weiterzuführen, daher ist es verständlich, dass Erna ihre Stelle kündigt und sich der Betreuung von Tanja widmen will. Wenn für Tanja dann einen Krippenplatz gefunden wird oder sie in die Schule geht, sollte es möglich sein, dass Erna eine Teilzeitstelle annehmen kann. Aus den im Sachverhalt gegebenen Umständen scheint es also angebracht und notwendig, dass sich Erna nun Tanja widmen muss und daher die Arbeitsstelle vorübergehend aufgegeben hat. Die vermehrte Zeit, welche Erna nun für Tanja aufbringt, muss auch im Interesse von Ernst sein.

2.4 Unterhaltsbeiträge für Tanja und Erna

Gemäss Art. 143 Abs. 2 ZGB müssen die Unterhaltsbeiträge für Tanja und Erna getrennt behandelt werden. Dies ist in diesem Fall besonders wichtig, da über die Unterhaltsbeiträge gestritten wird und es noch zu keiner einvernehmlichen Lösung gekommen ist. In Art. 276 Abs. 1 ZGB ist festgehalten, dass die Eltern für den Unterhalt ihres Kindes aufkommen müssen. Da die Eltern vor der Scheidung stehen, muss der nicht obhutsberechtigte Elternteil einen Unterhaltsbeitrag zahlen. Die Unterhaltszahlung ist eine Wirkung des Kindesverhältnisses und setzt diese somit voraus (vgl. dazu vorne) 
. Nachdem Ernst im Sommer 1999, also bereits vor der Geburt von Tanja, zu Erika zog, kann angenommen werden, dass Ernst nicht ernsthaft an der Betreuung von Tanja interessiert ist. Es ist davon auszugehen, dass sich die Eltern nicht auf ein gemeinsames Sorgerecht von Tanja einigen werden. Zudem ist fraglich, ob dies mit dem Kindeswohl zu vereinbaren wäre (Art. 133 Abs. 3 ZGB). Demzufolge kann davon ausgegangen werden, dass Ernst im Bezug auf Tanja nicht  obhutsberechtigt sein wird und er deshalb einen Unterhaltsbeitrag beizusteuern hat. 

Für Erna muss aus den gegebenen Umständen ebenfalls ein Unterhalt gezahlt werden, damit für sie keine ehebedingten Nachteile entstehen und sie sich in angemessener Weise der Betreuung von Tanja widmen kann. Die Unterhaltszahlung ist im Ausblick auf einen späteren Wiedereinstieg zu beschränken (vgl. dazu vorne) 
. 

Da im Sachverhalt über die finanzielle Situation keine Angaben zu finden sind, kann die Höhe der Beiträge nicht festgelegt werden.

3. Tragweite dieser Entwicklung

3.1 Allgemeine Tragweite dieser Entwicklung

Bei der weiteren Klärung des Sachverhaltes ist es wichtig die genauen Unterhaltsbeträge zu berechnen. Es wird die Methode des betreibungs-rechtlichen Existenzminimums mit allfälliger Überschussverteilung verwendet
. Diese Methode hat sich zunehmend durchgesetzt
. 
Da Ernst im Scheidungsverfahren geltend macht, er könne aus finanziellen Gründen nicht auch noch für Erna Unterhalt bezahlen, ist nun für Ernst und Erna das Existenzminimum separat zu berechnen. Das Existenzminimum setzt sich aus dem betreibungsrechtlichen Notbedarf erweitert um gewisse Versicherungsbeträge, die ordentliche Steuerlast, gewisse Kreditschulden und Anschluss- oder Abonnementsschulden (im SchKG
 nicht berücksichtige Telefon-, Radio- und Fernsehgebühren) zusammen
. Danach muss das Einkommen unter Aufrechnung allfälliger hypothetischer Einkommen ermittelt werden, damit sich das Gesamteinkommen ergibt. Der Summe aller Existenzminima wird sodann das Gesamteinkommen nach der Auflösung des gemeinsamen Haushaltes gegenübergestellt. Deckt aber die Summe beider Einkommen die Summe beider Existenzminima nicht, so spricht man von einem Fehlbetrag. 

Der verbleibende (mögliche) Nettoüberschuss wird nach der bundesgerichtlichen Rechtssprechung hälftig aufgeteilt
. Der Grundsatz der hälftigen Vermögensteilung findet dort seine Grenzen, wo er zu einer Vermögensverschiebung führt
. 

Dem Unterhaltsschuldner, im vorliegenden Fall Ernst, ist in jedem Fall sein Existenzminimum zu belassen. Zur Deckung des Fehlbetrages bis zum Existenzminimum hat sich der Unterhaltsgläubiger, in unserem Fall Erna, an die öffentliche Fürsorge zu halten. Dem Unterhaltsschuldner ist selbst dann sein Existenzminimum zu belassen, wenn Kinderalimente zuzusprechen sind
. 

3.1.1 Folgen für Erna

Erna wird weniger Unterstützungsbeiträge erhalten, da das Gesamt-einkommen durch die Unterhaltsbeiträge von Ernst an Dirk kleiner werden wird. Wenn Erna mit den Unterhaltsbeiträgen nicht aufs nötige Existenzminimum kommt und keiner (Teilzeit-) Arbeit nachgehen kann, hat sie Anspruch auf Sozialhilfe. Die Fürsorgegelder können jedoch zurückverlangt werden, falls es ihr einmal wirtschaftlicher besser gehen sollte
. Erna sollte zudem im Scheidungsurteil festhalten, dass ihr keine genügende Rente (gemäss Art. 125 Abs. 1 ZGB) zugesprochen wurde. Dann besteht für sie die Möglichkeit, falls es Ernst innert 5 Jahren einmal besser gehen sollte, eine Rentenerhöhung zu beantragen
.

3.1.2 Folgen für Ernst

Ernst muss nun auch noch für sein zweites Kind Dirk Unterhaltsbeiträge bezahlen, deshalb wird sich sein verbleibendes Einkommen nochmals schmälern. Gemäss dem geschilderten Sachverhalt ist davon auszugehen, dass es dann zu einem Fehlbetrag in der Berechnung kommen wird. Es kann daher angenommen werden, dass Ernst künftig nur vom Existenzminimum leben muss.

3.1.3 Folgen für Erika

Falls Erika und Ernst heiraten würden, wäre Sie verpflichtet  (Art. 278 Abs. 2 ZGB), ihrem Ehegatten und auch seinen vorehelichen Kinder beizustehen. Dies würde auch ein finanzielle Unterstützung in angemessener Weise einschliessen. Dies kann soweit gehen, dass Erika wenn nötig und zumutbar, durch Erwerbsarbeit ihren finanziellen Beitrag dazu beisteuern müsste. Erika ist daher aus rein wirtschaftlicher Sicht einer Heirat mit Ernst abzuraten. 

3.2 Rechtspolitische Tragweite dieser Entwicklung

Massgeblich für die Bemessung des (Geld-) Unterhalts bzw. der Zumutbarkeit von Eigenleistungen sind vorab die Abwägung der Leistungsfähigkeit und Bedürfnisse des Berechtigten wie des Pflichtigen.

Ferner ist zwischen ehelichem und nachehelichem sowie Kindes- und Mündigenunterhalt zu unterscheiden: 

Bei ehelichem Kindesunterhalt ist der Solidaritätsgedanke und der Bedarf beim Empfänger am ausgeprägtesten, was bezüglich Leistungsbereitschaft und Einschränkung der eigenen Lebensgestalltung beim Pflichtigen hohe Anforderungen stellt.

Beim nachehelichen und Mündigenunterhalt liegt demgegenüber eine gewisse Ausnahmesitutation vor. Dies weil der Unterhalt nur noch wegen besonderer Umstände geschuldet wird, was rechtgertigt, nebst dem Bedarf des Berechtigten auch die Belastung für den Pflichtigen stärker zu berücksichtigen. 

In Fällen bei denen die zur Verfügung stehenden Mittel die beiderseitigen Existenzminima nicht zu decken vermögen, ist eine Abwägung zwischen „Anspannung“ des Pflichtigen und „Anpassung“ des Berechtigten zu treffen. Es stellt sich die Frage wie weit und in welcher Form auf den Pflichtigen Druck ausgeübt werden kann. 

Grundsätzlich geht die Erwerbspflicht zur Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen dem Recht auf Selbstverwirklichung vor. Ob mit diesem Druck jeglicher Erwerbsanreiz dahinfalle, wie verschiedentlich befürchtet wird, kann nicht allein bestimmend sein. Bei nicht ausreichendem Einkommen aller Beteiligter stellt sich aber die Frage, ob in das Existenzminimum des Pflichtigen eingegriffen werden soll, um den (privatrechtlichen) Unterhaltsanspruch der Berechtigten nicht illusorisch werden zu lassen. Es wird dies überwiegend (und jedenfalls in der bundesgerichtlichen Praxis) verneint für den Fall, dass ein Eingriff ins Existenzminimum bereits im Zeitpunkt für die Festlegung der Unterhaltsbeiträge (und nicht erst bei der nachmaligen Betreibung für Unterhaltsforderungen) der Fall wäre. Streitig ist allerdings, wie weit dies auch dort gelten soll, wo der Pflichtige nicht leistungsunfähig, sondern leistungsunwillig ist, weil dem Pflichtigen sein Existenzminimum belassen und der Berechtigte zum Sozialfall wird
.

Abschliessend zeigt der folgende Abschnitt besonders deutlich die Problematik in solchen Situationen:

„Unterhalt ist bezüglich Umfang, Vollstreckung und Ersatzleistungen als einheitliche Materie zu betrachten. Der unbestimmte Rechtsbegriff des Unterhalts, seine Konkretisierung vorab in konfliktbeladenen Krisensituationen und die zunehmend häufigere Erbringung von Unterhalt durch subsidiär leistungspflichtige Dritte setzen die Anforderungen an die Sicherung eines betraglich ausreichenden Unterhalts verschiedensten, oft gegenläufigen Interessenlagen aus.“

Ort und Datum:




Unterschrift:

Männedorf, 12. September 2001       

........................................

� Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (SR 210).


� Bundesgesetz über die medizinisch unterstützte Fortpflanzung vom 18. Dezember 1998, in Kraft seit 1. Januar 2001 (SR 814.90).


� Vgl. Hegnauer, N 5.05.


� Vgl. z.B. BGE 122 II 293.


� Vgl. BGE 114 III 85, E. 3a.


� So auch Sutter/Freiburghaus, N 12 zu Art. 125 ZGB.


� So auch Sutter/Freiburghaus, N 15 zu Art. 125 ZGB.


� BGE 119 II 317, E. 4a.


� Vgl. BGE 115 II 10 ff., E. 4.


� So auch Sutter/Freiburghaus, N 104 zu Art. 125 ZGB.


� Sutter/Freiburghaus, N 105 zu Art. 125 ZGB.


� Näheres bei Sutter/Freiburghaus, N. 111 zu Art. 125 ZGB 


� Medizinisch-ethische Richtlinien der Schweizerischen Akademie der medizinischen Wissenschaften für die In-vitro-Fertilisation und den Embryotransfer zu Behandlung der menschlichen Ifertibilität vom 23. Mai 1985, publiziert in der Schweizerischen. Ärztezeitung Nr. 66 (1985), S. 1127 ff.


� Vgl. BGE 115 II 431 Erwägung 5.


� BGE 115 II 6 ff.; BGE 114 II 301 ff.


� Vgl. Schwenzer, N. 59 zu Art. 125 ZGB.


� Hegnauer, S. 141, N 20.02.


� Siehe auch BGE 115 II 6 ff.


� Details zur Berechnungsmethode bei Hausheer/Geiser/Kobel, N 10.101 ff.


� Hausheer/Geiser/Kobel, N 10.102.


� Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs vom 11. April 1889 (SR 281.1).


� Siehe auch BGE 121 III 49 ff. (51) E. 1c.


� BGE 111 II 103 ff. (106), E. 3c;


� Vgl. Hausheer/Geiser/Kobel, N 10.101.


� Siehe zum Ganzen BGE 123 III 1 ff. (4 und 8 f.), E. 3b und 5.


� Vgl. Sutter/Freiburghaus, N. 64 zu Art. 125 ZGB.


� Vgl. Sutter/Freiburghaus, N. 57 ff. zu Art. 125 ZGB.


� Siehe auch BGE 118 II 98 ff.


� Vgl. Breitschmid, S. 842


� So in Breitschmied, S. 843
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